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Nationales Reformprogramm Deutschland 
2008 bis 2010 

Mit dem Nationalen Reformprogramm (NRP) 2008 bis 
2010 informiert die Bundesregierung die Europäische 
Union, die gesetzgebenden Körperschaften in Deutsch- 
land sowie die europäische und deutsche Öffentlichkeit 
über ihren Beitrag zum zweiten Zyklus der erneuerten 
Lissabon-Strategie, ln Teil 1 des hier vorgelegten NRP 
legt die Bundesregierung ihre politischen Reformprioritä- 
ten für mehr Wachstum und Beschäftigung für den Zeit- 
raum von 2008 bis 2010 dar. Dabei knüpft sie an das Ende 
2005 verabschiedete NRP 2005 bis 2008 (Bundestags- 
drucksache 16/313) an und berücksichtigt insbesondere 
die Integrierten Leitlinien für Wachstum und Beschäfti- 
gung sowie die Empfehlungen des Rates zu den 2008 ak- 
tualisierten Grundzügen der Wirtschaftspolitik und zur 
Umsetzung der Beschäftigungspolitik in Deutschland 
(sog. länderspezifische Empfehlungen und Themen, die 
besondere Aufmerksamkeit genießen sollen). 

Die Bundesregierung berichtet außerdem in Teil 2 in 
Form einer Tabelle über Vorhaben, die seit Verabschie- 
dung des Umsetzungs- und Fortschrittsberichts 2007 
(Bundestagsdrucksache 16/4560) auf den Weg gebracht 
und durch den Gesetzgeber umgesetzt wurden bzw. mit 
deren Umsetzung in Kürze zu rechnen ist. 

Das vorliegende NRP 2008 bis 2010 einschließlich des 
darin enthaltenen Umsetzungs- und Fortschrittsberichts 
2008 wurde durch die Bundesregierung unter Federfüh- 
rung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Techno- 
logie erstellt. Die Länder waren an der Erstellung des 
NRP beteiligt. Die Wirtschaftsverbände, Gewerkschaften 
und kommunalen Spitzenverbände wurden angehört. 
Bundestag und Bundesrat haben das NRP vor Übermitt- 
lung an die Europäische Kommission beraten. Das NRP 
wird veröffentlicht und bietet damit eine Grundlage für 
eine parlamentarische sowie öffentliche Debatte zur Fort- 
entwicklung des Beitrags der Bundesrepublik Deutsch- 
land zur gemeinschaftlichen Lissabon-Strategie. 

Teil 1 : 

Reformpolitik 2008 bis 2010 
I. Einleitung 

Reformdividende 

1. Die strukturellen Reformen der vergangenen Jahre in 
Deutschland insbesondere am Arbeitsmarkt zahlen sich 
aus: mit einem gesunden Wachstum, einer Rekord-Be- 
schäftigung und einem ausgeglichenen Staatshaushalt. 
Die Reformen haben dazu beigetragen, das Wachstums- 
potenzial zu erhöhen, die Sockelarbeitslosigkeit zu sen- 
ken und bislang benachteiligte Gruppen zunehmend in 
das Erwerbsleben zu integrieren. Die Zukunftsperspekti- 
ven Deutschlands - die Perspektiven der Menschen, die 
in Deutschland leben und arbeiten - haben sich deutlich 
verbessert. 


Lissabon-Ziel weiter konsequent verfolgen 

2. Auf dieser Reformdividende wird Deutschland sich 
angesichts der großen Herausforderungen - Globalisie- 
rung, technologischer Fortschritt, demographischer Wan- 
del und Klimawandel - nicht ausruhen. Im Gegenteil: Die 
Reformerfolge zeigen deutlich, dass bessere Rahmenbe- 
dingungen zu höherem Wachstum, mehr Beschäftigung 
und größerer Chancengleichheit beitragen. Der Wohl- 
stand der Bürgerinnen und Bürger nimmt zu, die Hand- 
lungsspielräume des Staates werden gesichert und erwei- 
tert. Diese guten Erfahrungen machen deutlich: Eine 
dynamische Reformagenda ist der einzig Erfolg verspre- 
chende Weg in die Zukunft. Strukturelle Reformen blei- 
ben deshalb eine Daueraufgabe. Damit leistet Deutsch- 
land auch künftig einen wesentlichen Beitrag, um die 
Ziele der Lissabonstrategie im europäischen Rahmen zu 
erreichen. 

A. Fortschritte seit Herbst 2007 

Erfolge bei Wachstum und Beschäftigung trotz 
Finanzmarktkrise 

3. Die Reformen der vergangenen Jahre haben die Wi- 
derstandsfähigkeit der deutschen Wirtschaft gegenüber 
negativen Einflüssen aus dem internationalen Umfeld ge- 
stärkt. Das Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts 
betrug 2007 2,5 Prozent, dürfte sich aber in diesem Jahr 
im Gefolge einer weniger dynamischen Weltwirtschaft 
sowie steigender Energie- und Nahrungsmittelpreise ab- 
schwächen. Die Zahl der Erwerbstätigen wird 2008 mit 
über 40 Millionen im Jahresdurchschnitt einen Rekord- 
stand seit der Wiedervereinigung erreichen. Die Arbeits- 
losigkeit sank im ersten Halbjahr 2008 saisonbereinigt 
um über 240 000 auf das niedrigste Niveau seit 1992. Der 
Anstieg der Verbraucherpreise hat sich kräftig beschleu- 
nigt, wird aber im Jahresdurchschnitt voraussichtlich un- 
ter dem im Euroraum insgesamt liegen. Deutschland leis- 
tet damit einen wesentlichen Beitrag zu Wachstum und 
Stabilität im Euroraum. Klar ist: Nur in einem stabilitäts- 
orientierten gesamtwirtschaftlichen Rahmen kann es ge- 
lingen, Wachstum und Beschäftigung dauerhaft zu si- 
chern und zu steigern. 

Sanieren, Reformieren, Investieren 

4. Entsprechend ihrer Strategie „Sanieren, Reformieren 
und Investieren“ hat die Bundesregierung ihre Reformpo- 
litik für mehr Wachstum und Beschäftigung fortgesetzt. 
Einen ausführlichen Überblick über die Reformmaßnah- 
men, die seit September 2007 umgesetzt bzw. beschlos- 
sen wurden, gibt die Tabelle in Teil 2. Zentrale Elemente 
der Reformstrategie waren unter anderem 

- die Unternehmenssteuerreform, die die steuerliche Be- 
lastung von Unternehmen deutlich reduziert hat (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. 38), 

- die Senkung des Beitrags zur Arbeitslosenversiche- 
rung, die Entlastung bei den Lohnzusatzkosten ge- 
schaffen hat (vgl. Tabelle lfd. Nr. 56), sowie 
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- die Fortsetzung des Konsolidierungskurses, der 2007 
zum ersten Mal seit der Wiedervereinigung wieder zu 
einem ausgeglichenen Staatshaushalt geführt hat (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. 51). 

B. Reformprioritäten für 2008 bis 2010 

Den Reformkurs fortsetzen 

5. Das deutsche NRP 2005 bis 2008 hatte auf der Basis 
der 2005 vom Europäischen Rat verabschiedeten Inte- 
grierten Leitlinien für Wachstum und Beschäftigung 
sechs Reformprioritäten gesetzt. Der Europäische Rat hat 
auf dem Frühjahrsgipfel 2008 die Integrierten Leitlinien 
für den neuen Programmzyklus bestätigt und erklärt, dass 
nun der Schwerpunkt auf die Umsetzung gelegt werden 
soll. Vor diesem Hintergrund hält die Bundesregierung in- 
haltlich im Grundsatz an den bereits 2005 gesetzten sechs 
Reformprioritäten fest, 

1. die Wissensgesellschaft und Innovation voranzubrin- 
gen, 

2. die Märkte offen zu gestalten und den Wettbewerb zu 
stärken, 

3. die Rahmenbedingungen für unternehmerische Tätig- 
keit zu verbessern, 

4. die öffentlichen Finanzen tragfähig zu gestalten, nach- 
haltiges Wachstum zu sichern und soziale Sicherheit 
zu wahren, 

5. ökologische Innovation als Wettbewerbsvorteil zu nut- 
zen, die Energieversorgung zu sichern und den Klima- 
wandel zu bekämpfen, 

6. den Arbeitsmarkt auf neue Herausforderungen auszu- 
richten und demografischen Veränderungen zu begeg- 
nen. 

II. Wissensgesellschaft und Innovation 
voranbringen 

Chancen der Wissensgesellschaft nutzen 

6 . Auf zunehmend wissensbasierten Märkten steigen 
die Qualifikationsanforderungen kontinuierlich, insbe- 
sondere bei der Produktion von hochwertigen und Spit- 
zentechnologiegütern, aber auch im expandierenden 
Dienstleistungssektor. Gleichzeitig führt der demographi- 
sche Wandel dazu, dass in Zukunft immer weniger junge 
Menschen in Deutschland leben und arbeiten werden. Für 
die kommenden Jahre sehen es die Bundesregierung und 
die Länder daher als eine ihrer Prioritäten, die Rahmenbe- 
dingungen für Bildung, Forschung und Innovation weiter 
zu verbessern und hier zu investieren. 

A. Bildungssysteme stärken - Chancen 
eröffnen 

Qualifizierungsinitiative (Leitlinien 18, 23, 24) 

7. Um allen Menschen Chancen zu eröffnen, ihre Auf- 
stiegsmobilität zu verbessern und die Wettbewerbsfähig- 
keit der Unternehmen in Deutschland zu sichern, muss 


die gesamte Bildungsbiographie von der Förderung von 
Kleinkindern bis zur Weiterqualifizierung älterer Er- 
werbstätiger in den Blick genommen werden. Damit 
Deutschland auch zukünftig über genügend gut ausgebil- 
dete Fachkräfte verfügt und die vorhandenen Potenziale 
der Menschen nutzt, hat die Bundesregierung im Januar 
2008 eine Qualifizierungsinitiative verabschiedet (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. 8). Die Initiative hat das Ziel, die Lebens- 
und Beschäftigungsperspektive für junge Menschen in 
Deutschland unabhängig von ihrer Herkunft durch neue 
Wege der Ausbildung und Qualifizierung in Deutschland 
zu verbessern. Der Aufstieg durch Bildung soll durch den 
Abbau von Barrieren an den Schnittstellen des Bildungs- 
systems weiter erleichtert werden. Mit der Initiative sind 
folgende Ziele verbunden: 

- mehr Bildungschancen für Kinder unter sechs Jahren; 

- jeder Bildungsweg führt zu einem Abschluss; 

- Verbesserung der Übergangsmöglichkeiten in die Hoch- 
schule; 

- mehr Aufmerksamkeit für Technik und Naturwissen- 
schaften; 

- verbesserte Chancen für Frauen; 

- Weiterbildung - Lernen im gesamten Lebenslauf. 

Darüber hinaus erarbeiten Bund und Länder eine gemein- 
same Qualifizierungsinitiative, die im Herbst dieses Jah- 
res verabschiedet werden soll. 

Kinderbetreuung (Leitlinie 23) 

8 . Mit einem bedarfsgerechten und qualitätsorientierten 
Ausbau des Betreuungsangebotes, insbesondere fiir Kin- 
der unter drei Jahren, sollen eine frühe Förderung und 
Chancengleichheit für alle Kinder von Anfang an, die bes- 
sere Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie Wahlfrei- 
heit für die Eltern realisiert werden. Bund, Länder und 
Kommunen haben sich auf das gemeinsame Ziel verstän- 
digt, bis 2013 insgesamt bundesweit 750 000 Betreuungs- 
plätze für Kinder unter drei Jahren (d. h. für ca. 35 Prozent 
der unter Drei-jährigen) in einer Kindertageseinrichtung 
oder der Kindertagespflege zu schaffen. An der Finanzie- 
rung des Ausbaus beteiligt sich der Bund bis zum Jahr 
2013 mit vier Milliarden Euro. Das entspricht einem Drit- 
tel der gesamten Ausbaukosten. An dieser Aufgabe der 
Länder und Kommunen wird sich der Bund ab 2014 dau- 
erhaft mit 770 Mio. Euro jährlich beteiligen. Darüber hi- 
naus wird es ab 2013 einen Rechtsanspruch auf einen Be- 
treuungsplatz für Kinder unter drei Jahren geben. Die 
Bemühungen der Länder, Kommunen und Träger für 
mehr Qualität sowohl in Tageseinrichtungen als auch in 
der Kindertagespflege wird der Bund unterstützen (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. 2). 

Berufsausbildung (Leitlinie 24) 

9. ln Deutschland ist die stark an der beruflichen Praxis 
orientierte Berufsausbildung im dualen System die Basis 
für einen gut ausgebildeten Fachkräftenachwuchs. Fast 
zwei Drittel der deutschen Schulabgänger beginnen ihre 
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Berufsausbildung im dualen System. Für ein bedarfsge- 
rechteres Angebot an Berufsbildern wird die Bundesre- 
gierung die Ausbildungsberufe weiter modernisieren. Sie 
wird die Transparenz und Vergleichbarkeit der Berufsaus- 
bildung im Rahmen des „Kopenhagen-Prozesses“ weiter 
verbessern. 

10. Die gemeinsamen Anstrengungen von Bundesregie- 
rung und Wirtschaft im Rahmen des bis 2010 verlängerten 
„Nationalen Pakts für Ausbildung und Fachkräftenach- 
wuchs in Deutschland“ eröffnen ausbildungswilligen und 
ausbildungsfähigen jungen Menschen neue Perspektiven. 
Die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge 
stieg 2007 auf den zweithöchsten Wert seit der Wiederver- 
einigung. Dies lag an einem höheren betrieblichen En- 
gagement und daran, dass die Bundesagentur für Arbeit 
die Anzahl der Plätze für außerbetriebliche Berufsausbil- 
dungen erhöht hat. Die Bundesagentur für Arbeit wird ihr 
Engagement 2008 auf hohem Niveau fortführen. 

Hochschulstudium (Leitlinie 23) 

11. Um die Positionierung der deutschen Hochschulen 
im internationalen Wettbewerb weiter zu verbessern, wer- 
den die Länder den durch die Föderalismusreform eröff- 
neten Handlungsspielraum auch in den kommenden Jah- 
ren zur Einführung innovativer Regelungen nutzen. 
Weiterentwickelt werden soll insbesondere das Hoch- 
schulzugangs- und Hochschulzulassungsrecht für in- und 
ausländische Bewerber. Durch die Anerkennung und Um- 
setzung des Bachelor- und Master-Modells sowie die Ein- 
richtung internationaler Graduiertenkollegs wird die Mo- 
bilität der Studierenden weiter verbessert. 

12. Darüber hinaus wird der Hochschulpakt 2020 von 
Bund und Ländern das Studienangebot weiter verbessern. 
So sollen zwischen 2007 und 2010 rund 90 000 zusätzli- 
che Studienanfänger an den Hochschulen aufgenommen 
werden. Das Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG), 
das zentrale Instrument zur Unterstützung der Studieren- 
den, ist internationaler und familienfreundlicher gewor- 
den und erhöht worden (vgl. Tabelle lfd. Nr. 6). 

B. Forschung und Entwicklung stärken 

F&E-Ausgaben (Leitlinie 7) 

1 3. Deutschland ist auf gutem Weg zu dem Ziel, im Jahr 
2010 drei Prozent des Bruttoinlandsprodukts in For- 
schung und Entwicklung zu investieren. Die Bundesre- 
gierung hat bis 2009 zusätzliche Mittel von rund 7 Milli- 
arden Euro für Forschung, Entwicklung und Innovation 
bereit gestellt. Die deutsche Wirtschaft erbringt zurzeit ei- 
nen Anteil von zwei Dritteln an den FuE-Ausgaben. Die 
Bundesregierung wird unter Einhaltung des Ziels der 
Haushaltskonsolidierung die Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung weiter steigern und ihren Beitrag leis- 
ten, damit das 3 -Prozent-Ziel erreicht werden kann. 

Exzellenz, Wettbewerb und Internationalisierung 
in der Forschung 

1 4. Neben ausreichender finanzieller Ausstattung bedarf 
es im Bereich wissenschaftlicher Forschung guter institu- 


tioneller Rahmenbedingungen, auch um im gestiegenen 
internationalen Wettbewerb um die besten Köpfe und um 
große internationale Forschungsprojekte erfolgreich zu 
sein. Bund und Länder haben durch die mit 1,9 Milliarden 
Euro geförderte Exzellenzinitiative der deutschen Hoch- 
schullandschaft entscheidende Impulse für die Profil- und 
Strukturbildung gegeben (vgl. Tabelle lfd. Nr. 10). 

Auch der Pakt für Forschung und Innovation hat einen 
Strukturwandel in der Wissenschaftslandschaft angesto- 
ßen. Die Eckpunkte des Paktes sehen unter anderem vor, 
nachhaltige Partnerschaften zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft zu etablieren, Nachwuchswissenschaftler/-in- 
nen zu fördern sowie mit flexiblen Rahmenbedingungen 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit zu steigern. 
Bund und Länder stellen in den Jahren 2006 bis 2010 zu- 
sätzliche Mittel in Höhe von rund 2,3 Milliarden Euro für 
den Pakt zur Verfügung. 

15. Darüber hinaus hat die Bundesregierung eine Inter- 
nationalisierungsstrategie verabschiedet, um die interna- 
tionalen Aktivitäten der deutschen Wissenschafts-, For- 
schungs- und Mittlerorganisationen weiterzuentwickeln. 
Daneben erarbeitet sie derzeit im Rahmen der Initiative 
„Wissenschaftsfreiheitsgesetz“ Eckpunkte zur Schaffung 
verbesserter Rahmenbedingungen für die deutsche Wis- 
senschaft. Ziel ist die Steigerung der Attraktivität 
Deutschlands im internationalen Wettbewerb der Wissen- 
schaftssysteme und Innovationsstandorte. 

Entwicklung der Forschungsinfrastruktur 
(Leitlinien 7, 9) 

16. Um die deutsche Forschungsinfrastruktur zu verbes- 
sern, soll eine Roadmap für Forschungsinfrastrukturen 
entwickelt werden. Die Bundesregierung stellt den Län- 
dern bis 2013 jährlich knapp eine Milliarde Euro für die 
Weiterentwicklung der Hochschul-lnfrastruktur und For- 
schungsbauten an Hochschulen zur Verfügung. Außer- 
dem werden die Länder in moderne IKT-Ausstattungen 
der Hochschulen investieren und den Bereich E-Science 
ausbauen. 

C. Innovation und Spitzentechnologie 
voranbringen 

Schutz geistigen Eigentums verbessern 
und durchsetzen (Leitlinie 8) 

17. Der Schutz geistigen Eigentums ist Voraussetzung 
dafür, dass sich Investitionen in Innovationen lohnen. 
Deshalb passt die Bundesregierung die Rahmenbedingun- 
gen für den Schutz geistigen Eigentums laufend an neue 
Anforderungen an. Es ist vorgesehen, die Gerichtsverfah- 
ren über den Bestand von Patenten zu verkürzen und die 
Verwertung von Erfindungen durch Arbeitnehmer innova- 
tiver Unternehmen zu erleichtern. Die Bundesregierung 
ist bereit, im Rahmen einer internationalen Harmonisie- 
rung des Patentrechts eine sogenannte Neuheitsschonfrist 
einzuführen. 

18. Die Umsetzung der EU-Enforcementrichtlinie mit 
dem Gesetz zur Verbesserung der Durchsetzung von 
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Rechten des geistigen Eigentums, das am 1. September 
2008 in Kraft treten wird, stärkt die Durchsetzung von 
Rechten des geistigen Eigentums und damit den Schutz 
vor Produkt- und Markenpiraterie. Um Verletzungen des 
Schutzes geistigen Eigentums auf internationaler Ebene 
zu begegnen, arbeitet die Bundesregierung in enger Ab- 
stimmung mit der Wirtschaft und den Partnerländern in 
zahlreichen Foren daran, die Durchsetzung geistiger Ei- 
gentumsrechte weltweit zu verbessern, etwa im Rahmen 
des unter deutscher G8-Präsidentschaft 2007 initiierten 
Heiligendamm-Prozesses. 

Innovationsnetze und -cluster im Rahmen der 
Hightech-Strategie (Leitlinie 8) 

19 . Mit der Hightech-Strategie verfolgt die Bundesre- 
gierung ein politikfeldübergreifendes Konzept einer For- 
schungs- und Innovationspolitik. Ein Element der High- 
tech-Strategie wird auch in Zukunft die Förderung von 
leistungsstarken Innovationsclustern sein. Die Initiative 
„Kompetenznetze Deutschland' 4 vereinigt derzeit über 
100 Kompetenznetze aus 9 Innovationsfeldern in 8 Regio- 
nen. Über 6 000 KMU kooperieren in diesen Netzen mit 
Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Großunter- 
nehmen. In diesem Jahr wird die Förderung der Gewinner 
des ersten nationalen Spitzencluster-Wettbewerbs begin- 
nen. Der Wettbewerb wählt die leistungsfähigsten Cluster 
Deutschlands aus, in denen Wissenschaft und Wirtschaft 
in enger Abstimmung und Zusammenarbeit gemeinsame 
Strategien zur Stärkung ihrer internationalen Wettbe- 
werbsposition formulieren. 

Weiterentwicklung der Hightech-Strategie 

20 . In den nächsten Jahren steht die Weiterentwicklung 
der Hightech-Strategie im Mittelpunkt der Innovationspo- 
litik. Hierzu hat die deutsche Expertenkommission „For- 
schung und Innovation“ bereits Vorschläge gemacht. Da- 
rüber hinaus wird die Bundesregierung im Rahmen der 
Hightech-Strategie in den nächsten Jahren neue For- 
schungsprogramme entwickeln, unter anderem im Ge- 
sundheitsbereich, im Umwelttechnologiebereich sowie in 
der Biotechnologie (vgl. Tabelle lfd. Nr. 17). 

Innovation im Mittelstand 

21 . Die marktnahen und technologieoffenen Koopera- 
tions- und Netzwerkprogramme der Bundesregierung für 
den Mittelstand werden in einem „Zentralen Innovations- 
programm Mittelstand“ (ZIM) zusammengefasst und 
transparenter gestaltet. Dieses besteht aus den Modulen 
„Kooperationsförderung“ sowie „Netzwerkförderung“ 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 16). 2009 wird auch die einzelbe- 
triebliche Förderung in den neuen Ländern integriert. Mit 
dem in diesem Jahr erfolgten Start der zentralen Förder- 
beratung „Forschung und Innovation“ des Bundes in die- 
sem Jahr wird eine Erstanlaufstelle für Fragen zur For- 
schungs- und Innovationsförderung eingerichtet, die für 
mehr Transparenz bei den Förderprogrammen sorgt. Da- 
rüber hinaus ermöglicht die Förderinitiative „KMU-inno- 
vativ“ forschenden KMU Zugang zu Forschungsverbün- 


den in verschiedenen Technologiefeldern (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 17). 

III. Märkte offen gestalten und 
Wettbewerb stärken 

Wettbewerb intensivieren (Leitlinien 6, 12, 13) 

22 . Offene Märkte, Wettbewerb und Transparenz sind 
Grundvoraussetzungen für mehr Wachstum und Beschäf- 
tigung und kommen Verbrauchern sowie Unternehmen 
gleichermaßen zugute. Die Bundesregierung tritt daher 
gemeinsam mit ihren Partnern in der Europäischen Union 
für eine Weiterentwicklung des europäischen Binnen- 
markts und eine Intensivierung des innereuropäischen 
Wettbewerbs ein. Wesentliches Ziel der Politik der Bun- 
desregierung ist es, Märkte zu öffnen und offen zu halten 
sowie die Voraussetzungen für Chancengleichheit im 
Wettbewerb zu verbessern. Dies gilt insbesondere für die 
netzgebundenen Sektoren. Dabei soll der Binnenmarkt im 
Energiebereich gestärkt, der Postmarkt liberalisiert und 
eine wettbewerbsorientierte Telekommunikationspolitik 
fortgesetzt werden. 

Stärkung des Wettbewerbs auf Strom- 
und Gasmärkten (Point to watch) 

23 . Die Wettbewerbsfähigkeit Deutschland als Unter- 
nehmensstandort hängt von einer sicheren und preisgüns- 
tigen Energieversorgung ab. Ein zentrales Anliegen der 
Bundesregierung ist es, den Wettbewerb auf Strom- und 
Gasmärkten zu stärken und gleichzeitig die Voraussetzun- 
gen zur Sicherung moderner und zuverlässiger Energie- 
netze zu schaffen. Die von der Bundesregierung erlassene 
Anreizregulierungsverordnung (vgl. Tabelle lfd. Nr. 21) 
ist Teil eines Maßnahmenpaketes und ein wichtiger Bau- 
stein für mehr Wettbewerb in den Strom- und Gasnetzen. 
Sie ersetzt ab Anfang 2009 die bisherige kostenbasierte 
Netzentgeltregulierung. Die Anreizregulierung soll im 
Monopolbereich der Netze vergleichbare Bedingungen 
wie im echten Wettbewerb hersteilen, indem sich die Un- 
ternehmen an den effizienten Wettbewerbern messen las- 
sen müssen. Weiterer Gegenstand des Maßnahmenpake- 
tes ist - neben der bereits 2007 in Kraft getretenen 
Kraftswerks-Netzanschluss- Verordnung - die kurzfristig 
wirkende Verschärfung der kartellrechtlichen Preismiss- 
brauchsaufsicht über Energieversorgungsunternehmen 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 19). Die Verschärfung ist 2007 in 
Kraft getreten und bis Ende 2012 befristet. 

Grenzüberschreitende Netzinfrastruktur 
(Leitlinie 16) 

24 . Ein weiteres wichtiges Element zur Stärkung des 
Wettbewerbs und der Versorgungssicherheit sind grenz- 
überschreitende Energielieferungen. Die Bundesregierung 
strebt eine verbesserte grenzüberschreitende Kooperation 
aller Beteiligten und einen angemessenen Ausbau von 
Transitkapazitäten an. Insbesondere im Pentalateralen 
Energieforum, einer Initiative der Netzbetreiber, Regie- 
rungen und Regulierungsbehörden Deutschlands, Frank- 
reichs, Belgiens, der Niederlande und Luxemburgs wird 
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intensiv an der grenzüberschreitenden Stromnetzkoppe- 
lung und einem regionalen Netzsicherheitssystem gear- 
beitet. 

Liberalisierung des Postsektors 

25. Bei der Liberalisierung des Postsektors zählt 
Deutschland innerhalb der EU zu denjenigen Ländern, 
die sich als Vorreiter für eine stufenweise Marktöffnung 
und die Vollendung des Binnenmarktes für den europäi- 
schen Postsektor eingesetzt haben. Mit der Dritten Post- 
diensterichtlinie wird der europäische Postmarkt grund- 
sätzlich von Beginn 2011 an vollständig geöffnet werden; 
elf Mitgliedstaaten dürfen die Anwendung der Ände- 
rungsrichtlinie bis Ende 2012 verschieben. Bereits Ende 
2010 werden hierdurch rund 95 Prozent des gesamten 
Marktvolumens im Binnenmarkt für Briefdienstleistun- 
gen wettbewerblich organisiert sein. Deutschland hat die 
Märkte im Postsektor durch die im Postgesetz vorgege- 
bene Beendigung der Exklusivlizenz der Deutschen Post 
AG bereits Ende 2007 vollständig geöffnet. 

Breitbandmarkt (Leitlinie 9, länderspezifische 
Empfehlung) 

26. Im Telekommunikationssektor entwickelt sich der 
Breitbandmarkt in Deutschland infolge einer Regulierung 
mit Augenmaß und eines zunehmenden Infrastrukturwett- 
bewerbs äußerst dynamisch (vgl. Tabelle lfd. Nr. 26). 
2007 hat die Zahl der Breitbandanschlüsse um 5 Millio- 
nen zugenommen. Mittlerweile sind bereits mehr als 
50 Prozent Haushalte an das Breitbandnetz angeschlos- 
sen. Die Bundesregierung unternimmt gezielte Maßnah- 
men, um Breitband flächendeckend (> 99 Prozent) ver- 
fügbar zu machen. Vor allem informiert und ermutigt sie 
solche Gemeinden, in denen Breitband derzeit noch nicht 
verfügbar ist, selbst aktiv zu werden. 

Stärkung des Wettbewerbs im Schienenverkehr 
(Länderspezifische Empfehlung) 

27. Der Wettbewerb und die Wachstumsperspektiven im 
Schienenverkehr haben sich durch die fortschreitende Li- 
beralisierung der europäischen Eisenbahnmärkte und 
durch die Regulierung des Zugangs zu Schienenwegen 
und Serviceeinrichtungen weiter verbessert. Im deutschen 
Eisenbahnmarkt bauen die Wettbewerber der Deutschen 
Bahn AG ihre Marktanteile an den Verkehrsleistungen im 
Schienengüterverkehr und im Schienenpersonennahver- 
kehr aus und tragen wesentlich zu den Leistungssteige- 
rungen in diesen Bereichen bei. Die Liberalisierung des 
internationalen Schienenpersonenverkehrs ab 2010 wird 
zu weiteren Fortschritten bei der Entwicklung von Wett- 
bewerb auf der Schiene beitragen. 

Im Rahmen der Fortführung der Eisenbahnstrukturreform 
soll möglichst noch 2008 privates Kapital mit 24,9 Pro- 
zent an den Bereichen Verkehr und Logistik der Deut- 
schen Bahn AG beteiligt werden. Die Infrastrukturunter- 
nehmen verbleiben vollständig bei der Deutschen Bahn 
AG und damit im Eigentum des Bundes. Ziel ist es, den 
Schienenverkehr insgesamt zu stärken und gleichzeitig 


den Bundeshaushalt zu entlasten. Es wird zusätzliches 
Kapital gewonnen, um das Schienennetz zu verbessern, 
Kapazitätsengpässe zu beseitigen, die Lärmsanierung zu 
intensivieren und Bahnhöfe zu sanieren (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 27). 

Öffentliches Beschaffungswesen 
(Länderspezifische Empfehlung) 

28. Die Bundesregierung hat mit einem Gesetzentwurf 
die Grundlage dafür geschaffen, die Modernisierung des 
Vergaberechts im parlamentarischen Gesetzgebungsver- 
fahren bis 2009 erfolgreich abzuschließen. Zukünftig soll 
es gerade für kleine und mittlere Unternehmen leichter 
sein, sich an öffentlichen Aufträgen erfolgreich zu beteili- 
gen. Zugleich werden wichtige EU-Regelungen der Ver- 
gaberichtlinien und der Rechtsmittelrichtlinie in das deut- 
sche Recht übernommen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 24). 

Unter anderem stellt der Gesetzentwurf klar, dass für die 
Ausführung eines konkreten Auftrags insbesondere zu- 
sätzliche soziale, umweit- und innovationsbezogene An- 
forderungen an Auftragnehmer gestellt werden dürfen. In 
einem weiteren Schritt werden auf der Ebene der Ver- 
gabe- und Vertragsordnungen bzw. Verdingungsordnun- 
gen (VOL, VOB, VOF) weitere Vereinfachungen vorge- 
nommen. Kernanliegen ist, die Vergaberegeln auf das 
notwendige Maß zu beschränken und bürokratische Vor- 
gaben zu reduzieren. Auch im öffentlichen Sektor soll 
durch die Beschaffung energieeffizienter Produkte und 
Dienstleistungen ein Beitrag zum Integrierten Energie- 
und Klimaprogramm geleistet werden. Darüber hinaus 
wird die Bundesregierung im Rahmen der Hightech-Stra- 
tegie die öffentliche Beschaffung auf Bundesebene stär- 
ker auf innovative Produkte und Dienstleistungen aus- 
richten. 

Binnenmarkt für Dienstleistungen 

29. Die Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie in 
Deutschland umfasst eine Vielzahl von Aufgaben auf 
Ebene des Bundes, der Länder, Kommunen und Kam- 
mern. Die Errichtung der Einheitlichen Ansprechpartner 
wird in Deutschland durch die Länder erfolgen. Bund und 
Länder haben ein gemeinsames Anforderungsprofil erar- 
beitet. Um die Arbeitsfähigkeit der Einheitlichen An- 
sprechpartner bis zum Ende der Umsetzungsfrist sicher zu 
stellen, sollen in allen Ländern die Verortungsentscheidun- 
gen zügig fallen. Im Bereich Normenprüfung haben sich 
Bund und Länder darauf geeinigt, die Richtlinienanforde- 
rungen in einem gemeinsamen Prüfraster zu verdeutli- 
chen. Die Normenprüfung soll bis Ende 2008 abgeschlos- 
sen sein, damit eventuell notwendige Rechtsanpassungen 
bis Ende 2009 erfolgen können. 

IV. Rahmenbedingungen für unternehme- 
rische Tätigkeit verbessern 

Rahmenbedingungen weiter verbessern 

30. Bereits mit der Unternehmenssteuerreform hat die 
Bundesregierung die Steuerbelastung inländischer Unter- 
nehmen spürbar gesenkt. Die nominale Belastung der Un- 
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ternehmensgewinne wird insbesondere durch die Verrin- 
gerung des Körperschaftsteuersatzes auf 15 Prozent und 
die Senkung der Gewerbesteuermesszahl auf einheitlich 
3,5 Prozent auf unter 30 Prozent gesenkt und liegt damit 
im Mittelfeld der EU. Deutschland wird hierdurch für In- 
vestitionen attraktiver. Darüber hinaus wird die Bundes- 
regierung das Erbschaftsteuergesetz reformieren und 
dabei auch die Unternehmensnachfolge steuerlich er- 
leichtern. Die Bundesregierung hat Ende 2007 einen ent- 
sprechenden Gesetzentwurf beschlossen (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 39). 

A. Mehr Freiräume für private 
initiative schaffen 

Bürokratieabbau (Leitlinie 14) 

31 . Um die Rahmenbedingungen für unternehmerische 
Tätigkeit weiter zu verbessern, wird die Bundesregierung 
auch in den nächsten Jahren überflüssige Bürokratie ab- 
bauen. Die Bundesregierung hat mit dem Standardkosten- 
Modell erstmals die Bürokratiekosten ermittelt, die der 
Wirtschaft aus Berichts- und Informationspflichten ent- 
stehen. Die Messungen sind weitgehend abgeschlossen. 
Zahlreiche Vereinfachungsvorschläge mit einem Entlas- 
tungspotenzial von rund 4,4 Mrd. Euro pro Jahr wurden 
bereits auf den Weg gebracht. Weitere Maßnahmen wer- 
den folgen, unter anderem ein drittes Mittelstands-Entlas- 
tungs-Gesetz (vgl. Tabelle lfd. Nr. 33). Der Nationale 
Normenkontrollrat prüft jedes neue Gesetzes-vorhaben 
darauf, ob neue unnötige Belastungen geschaffen wird, ln 
einem weiteren Schritt wird die Bundesregierung auch 
Bürokratiebelastungen aus Informationspflichten der Bür- 
gerinnen und Bürger ermitteln. 

B. Finanzmärkte stärken 

Stabilität der Finanzmärkte 

32 . Für die Bundesregierung ist nicht zuletzt vor dem 
Hintergrund der weit reichenden Finanzmarktturbulenzen 
die Stärkung des Finanzplatzes Deutschland und die Ver- 
besserung der Finanzmarktregulierung auf EU-Ebene ein 
zentrales Anliegen. Die Bundesregierung hat sich auf in- 
ternationaler Ebene mit großem Erfolg dafür eingesetzt, 
dass es in Reaktion auf die Krise an den Finanzmärkten 
zu international abgestimmten Maßnahmen kommt, die 
zur Beruhigung der Märkte beitragen und langfristig die 
Stabilität des Finanzsystems fördern, ln der zu diesem 
Ziel eingesetzten Arbeitsgruppe des Forums für Finanz- 
stabilität (FSF) war Deutschland durch die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) und die Bun- 
desbank vertreten. Wichtige deutsche Anliegen, insbe- 
sondere Empfehlungen zur Verbesserung der Eigenkapi- 
talunterlegung, des Liquiditätsmanagements und der 
Transparenz, finden sich in dem im April 2008 veröffent- 
lichten Abschlussbericht des FSF wieder, der von den 
G7-Finanzministern gebilligt worden ist und auch von 
den Regierungschefs auf dem G8-Gipfel Anfang Juli in 
Japan unterstützt wurde. Das FSF wurde von den G7 be- 
auftragt, den Prozess der Umsetzung weiterhin zu beglei- 
ten. 


Auch die von den EU-Finanzministern im Oktober 2007 
vorgestellte Roadmap, die inhaltlich breite Übereinstim- 
mung mit der Arbeit des FSF zur Verbesserung der Fi- 
nanzstabilität aufweist, wurde von der Bundesregierung 
unterstützt. Mit der planmäßigen Überarbeitung der 
grundlegenden Banken- und Kapitaladäquanz-Richtlinien 
bietet sich bereits 2008 die Gelegenheit, erste Maßnah- 
men in Reaktion auf die gegenwärtigen Finanzmarkturbu- 
lenzen in das europäische Aufsichtsrecht einzuführen. 
Dazu gehören Maßnahmen zur Verbesserung der grenz- 
überschreitenden Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden 
ebenso wie eine Konkretisierung der Vorschriften für Ver- 
briefungen, die Überarbeitung des Großkreditregimes 
und die Vereinheitlichung der aufsichtsrechtlichen Ka- 
pitaldefmitionen für Kreditinstitute. 

Finanzstandort Deutschland 

33 . Um den Finanzstandort Deutschland weiter zu stär- 
ken, sind bereits mit dem Investmentänderungsgesetz 
Rahmenbedingungen geschaffen worden, die für eine 
weitere Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des In- 
vestmentfondsstandortes Deutschlands sorgen (vgl. Ta- 
belle lfd. Nr. 36). Für den Versicherungsbereich sind mit 
der Novellierung des Versicherungsaufsichtsgesetzes eine 
Anpassung an internationale Aufsichtsstandards im Be- 
reich des Risikomanagements und ein besserer Verbrau- 
cherschutz in der Lebensversicherung erreicht worden. 
Nach erfolgreichem Abschluss der so genannten Sol- 
vency-II-Richtlinie wird im Versicherungssektor zudem 
ein konsequent risikoorientiertes und modernes System 
der Versicherungsaufsicht eingeführt werden, bei dem un- 
ter anderem die Eigenmittelanforderungen aus allen be- 
stehenden (und nicht mehr nur aus versicherungstechni- 
schen) Risiken abgeleitet werden. Mit dem Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Umsetzung der Beteiligungsrichtlinie im 
Frühjahr 2009 soll unter anderem die Zusammenarbeit 
der Aufsichtsbehörden im Europäischen Wirtschafts- 
raum verbessert werden. 

Wagniskapital für junge Technologieunternehmen 
(Leitlinie 15) 

34 . Mit dem Gesetz zur Modernisierung der Rahmenbe- 
dingungen für Kapitalbeteiligungen (MoRaKG) sind un- 
ter anderem steuerlich attraktive Rahmenbedingungen für 
Wagniskapitalbeteiligungen in jungen, nicht-börsenno- 
tierten Unternehmen geschaffen worden (Wagniskapital- 
beteiligungsgesetz). Dadurch werden die Finanzierungs- 
bedingungen, insbesondere von forschungsintensiven 
Unternehmen, verbessert. Darüber hinaus wird auch die 
Finanzierung des breiten Mittelstandes mit Beteiligungs- 
kapital verbessert, indem Regelungen des Unternehmens- 
beteiligungsgesetzes flexibilisiert und besser an die Be- 
dürfnisse der Praxis angepasst werden (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 40). 

Transparenz bei Finanzinvestitionen 

35 . Ziel des parallel dazu verabschiedeten Gesetzes zur 
Begrenzung der mit Finanzinvestitionen verbundenen Ri- 
siken (Risikobegrenzungsgesetz) ist es, die Transparenz 
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und Rechtssicherheit auf dem Kapitalmarkt zu erhöhen 
und dafür zu sorgen, dass der Einfluss, den Investoren al- 
leine oder gemeinsam auf Unternehmen ausüben, in 
Übereinstimmung mit ihrem Stimmrechtsanteil steht. 
Darüber hinaus bewirken die vorgesehenen Regelungen, 
dass alle Aktionäre börsennotierter Unternehmen, die Un- 
ternehmensleitung und Arbeitnehmer sowie auch Fremd- 
kapitalgeber frühzeitig auf Planungen reagieren können, 
die sich zulasten eines Unternehmens auswirken können. 
Zu diesem Zweck sieht das Gesetz u. a. eine Konkretisie- 
rung der Informationsrechte von Arbeitnehmervertretun- 
gen nicht-börsennotierter Unternehmen im Falle einer 
Übernahme vor. Zudem kommt es zu einer besseren Iden- 
tifizierung der Inhaber von Namensaktien durch ein sank- 
tioniertes Auskunftsrecht der Gesellschaft gegenüber dem 
im Aktienregister Eingetragenen, der Auskunft darüber 
geben muss, wem die Aktien tatsächlich gehören. Das 
Gesetz dient ferner der Verbesserung des Schutzes von 
Darlehensnehmern im Hinblick auf die zunehmende Pra- 
xis, Forderungen aus Kreditverträgen zu verkaufen (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. 41). 

Zahlungsverkehr im Binnenmarkt 

36 . Mit dem Entwurf eines Zahlungsdiensteumsetzungs- 
gesetzes sollen die aufsichtsrechtlichen Vorschriften der 
Richtlinie über Zahlungsdienste im Binnenmarkt umge- 
setzt werden. Die Harmonisierung ist vor dem Hintergrund 
der Schaffung eines modernen und rechtlich kohärenten 
Zahlungsverkehrsraums im Binnenmarkt essentiell, weil 
gleiche Wettbewerbsbedingungen im Binnenmarkt glei- 
che Marktzugangskriterien und gleiche Anforderungen für 
die Beaufsichtigung der Zahlungsinstitute voraussetzen. 

C. Startbedingungen für junge Unternehmen 
und KMU weiter verbessern 

Existenzgründungen erleichtern 

37 . Mit der Reform des GmbH-Gesetzes soll die leich- 
tere und schnellere Gründung von Unternehmen dieser 
Rechtsform ermöglicht werden. Zugleich wird die Posi- 
tion der GmbH im EU-weiten Wettbewerb der Gesell- 
schaftsformen gestärkt. Mit einem Stammkapital von 
mindestens einem Euro wird künftig die Gründung einer 
GmbH in der Variante der haftungsbeschränkten Unter- 
nehmergesellschaft möglich sein. Darüber hinaus erfolgt 
die Eintragung der GmbH in das Handelsregister zukünf- 
tig unabhängig vom Vörliegen eventueller verwaltungs- 
rechtlicher Genehmigungserfordernisse (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 43). 

Mittelstandsinitiative (Leitlinien 14, 15) 

38 . Um den Mittelstand zu stärken, baut die Bundesre- 
gierung Hemmnisse für unternehmerische Tätigkeit ab. 
Im Rahmen ihrer Mittelstandsinitiative hat die Bundesre- 
gierung bereits 2007 eine Vielzahl von Maßnahmen zu- 
gunsten kleiner und mittlerer Unternehmen auf den Weg 
gebracht, insbesondere in den Bereichen Abschreibungs- 
und Versteuerungsbedingungen, Bürokratieabbau, Grün- 
dungsförderung, Innovationsforderung, Ausbildung, Mit- 
telstandsfinanzierung und Wagniskapital. Die Bundesre- 
gierung wird diese Initiative fortsetzen. 


Mittelstandsfinanzierung weiter verbessern 

39 . Die Bundesregierung legt besonderes Augenmerk 
auf die Finanzierungsbedingungen von kleinen und mitt- 
leren Unternehmen und auf die Förderung von Griin- 
dungsfinanzierungen. Im Rahmen der Initiative „Kleiner 
Mittelstand“ der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
wird seit Anfang 2008 ein neues Kleinkreditprogramm 
„KfW-StartGeld“ für kleinere Gründungsvorhaben ange- 
boten, das Kreditzusagen bis 50 000 Euro ermöglicht. 
Zum 1. Juli 2008 wurde in den meisten ERP- und KfW- 
Förderprogrammen eine besondere Zinsvergünstigung für 
kleine Unternehmen nach EU-Defmition eingeführt. Wei- 
tere Verbesserungen der Förderprogramme werden vorbe- 
reitet (z. B. ERP-Kapital für Gründung). 

40 . Um negative Auswirkungen der Turbulenzen auf 
den Verbriefungsmärkten auf das Kreditvergabeverhalten 
der Banken zu verhindern, muss jetzt das Vertrauen in 
diesem Marktsegment schnellstmöglich wieder herge- 
stellt werden. Dabei gilt es, international abgestimmt vor- 
zugehen und die Empfehlungen des Forums für Finanz- 
stabilität weiterhin zügig umzusetzen. 

D. Infrastruktur ausbauen 

Verkehrsinfrastruktur (Leitlinie 16) 

41 . Die Attraktivität des Produktions- und Dienstleis- 
tungsstandorts Deutschland wird durch die Leistungsfä- 
higkeit der Verkehrsinfrastruktur und des Güterverkehrs- 
und Logistiksystems maßgeblich mitbestimmt. Die Bun- 
desregierung hat mit dem Masterplan „Güterverkehr und 
Logistik“ ein Handlungskonzept entwickelt, das unter an- 
derem die optimale Nutzung und den gezielten Ausbau der 
Verkehrswege, die effizientere und umweltfreundlichere 
Gestaltung des Gesamtverkehrssystems und die Stärkung 
des Logistikstandortes Deutschland zum Ziel hat (vgl. Ta- 
belle lfd. Nr. 44). Die Bundesregierung hat beschlossen, 
die Verkehrsinvestitionen gegenüber der alten Finanzpla- 
nung um rund 1 Mrd. Euro auf rund 10,2 Mrd. Euro im 
Jahr 2009 aufzustocken. Die Erhöhung der Verkehrsinves- 
titionen wird ermöglicht durch zusätzliche Einnahmen aus 
der Weiterentwicklung der LKW-Maut. Darüber hinaus 
sollen unter der Voraussetzung der Wirtschaftlichkeit ver- 
stärkt Öffentlich-Private Partnerschaften (ÖPP) in die Be- 
reitstellung der Verkehrsinfrastruktur einbezogen werden. 

Regionalförderung 

42 . Für die EU- Strukturförderung werden in der aktuel- 
len Förderperiode 2007 bis 2013 in Deutschland rund 
26,3 Mrd. Euro zur Verfügung stehen. Diese EU-Mittel 
werden - auch im Rahmen der überwiegend regional aus- 
gerichteten Operationellen Programme der EU-Struktur- 
förderung - zu einem beträchtlichen Teil für die Reform- 
prioritäten des NRP zur Stärkung von Wachstum und 
Beschäftigung eingesetzt. Thematische Schwerpunkte der 
deutschen Programme des Europäischen Regionalfonds 
(EFRE) sind Innovation und Förderung des Unternehmer- 
geistes, Forschung und Entwicklung sowie die Förderung 
von KMU sowie der Ausbau überregionaler Verkehrsver- 
bindungen insbesondere in den neuen Bundesländern. 
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Die EU-Strukturpolitik trägt somit durch die Verknüp- 
fung mit der Lissabonstrategie dazu bei, dass auch die 
strukturschwächeren Regionen mehr Wachstum erzielen 
können und die bestehenden regionalen Disparitäten ver- 
ringert werden. 

V. Öffentliche Finanzen tragfähig gestalten - 
nachhaltiges Wachstum sichern - 
soziale Sicherheit wahren 

Langfristige Tragfähigkeit der Staatsfinanzen sichern 
(Leitlinien 1, 2, 3, 6; länderspezifische Empfehlung) 

43 . Die Sicherung langfristig tragfähiger Staatsfinanzen 
hat weiterhin hohe Priorität. Der zweite Tragfähigkeitsbe- 
richt der Bundesregierung dokumentiert, dass die öffent- 
lichen Haushalte auf diesem Weg bereits ein gutes Stück 
vorangekommen sind. Die Bundesregierung und die Län- 
der werden weiterhin an ihrem Kurs festhalten, den 
Staatshaushalt zu konsolidieren und Spielräume zu nut- 
zen, um Impulse für Wachstum und Beschäftigung zu ge- 
ben und damit die Qualität der öffentlichen Finanzen zu 
erhöhen. Auch die Sozialversicherungssysteme müssen 
weiter reformiert werden, um Stabilität und Leistungsfä- 
higkeit der Systeme zu erhalten. Dies gilt vor allem vor 
dem Hintergrund demographisch bedingt sinkender Ein- 
nahmen und kurzfristig steigender Ausgaben. Maßstab 
für die Bundesregierung bleibt dabei, den Menschen Teil- 
habe- und Entwicklungschancen zu eröffnen und dabei 
langfristig ein adäquates soziales Sicherungsniveau zu 
gewährleisten. 

A. Staatshaushalt konsolidieren 

Ausgeglichener Bundeshaushalt 2011 

44 . Aufgrund langjähriger Ausgabenzurückhaltung und 
im Gefolge des Aufschwungs seit 2005 ist es Deutschland 
bereits 2007 - deutlich früher als geplant - gelungen, ei- 
nen ausgeglichenen Staatshaushalt zu erreichen. Auf- 
grund der Unternehmenssteuerreform und der Senkung 
des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung steigt 
das strukturelle Defizit 2008 leicht auf 14 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts an. Es wird aber in den Folgejah- 
ren kontinuierlich zurückgeführt (vgl. Tabelle lfd. Nr. 51). 
2010 soll der staatliche Schuldenstand 60 Prozent des BIP 
wieder unterschreiten. Ab 2011 soll der Bundeshaushalt 
ohne Nettokreditaufnahme auskommen. Für 2012 sieht 
der Finanzplan einen nahezu strukturell ausgeglichenen 
Bundeshaushalt vor. Die geplante Modernisierung des 
Haushaltswesens und die laufende Evaluierung der größ- 
ten Steuervergünstigungen tragen zu mehr Effizienz in 
den staatlichen Einnahmen- und Ausgabensystemen bei. 

B. Soziale Sicherungssysteme 
zukunftsfest gestalten 

Soziale Sicherungssysteme demografiefest machen 
(Leitlinie 2) 

45 . Die Bundesregierung verfolgt weiterhin ihren Kurs, 
die sozialen Sicherungssysteme sowohl auf der Finanzie- 
rungs- als auch auf der Leistungsseite auf die Alterung 


der Bevölkerung einzustellen. Die weiteren Reformen der 
sozialen Sicherungssysteme sind dabei Teil einer umfas- 
senden Strategie. Zum einen soll langfristig ein adäquates 
Leistungsniveau sichergestellt werden. Zum anderen hat 
sich die Bundesregierung zum Ziel gesetzt, die Summe 
der paritätisch finanzierten Sozialversicherungsbeiträge 
dauerhaft unter 40 Prozent zu halten. Der Beitragssatz zur 
Arbeitslosenversicherung wurde bereits zum 1. Januar 
2008 auf 3,3 Prozent gesenkt. Die Bundesregierung wird 
vorhandene und zukünftige Spielräume zur weiteren Sen- 
kung des Beitragssatzes ausloten und unter Gewährleis- 
tung eines solide und nachhaltig finanzierten Haushalts 
der Bundesagentur für Arbeit nutzen. 

Gesundheitsreform umsetzen (Leitlinie 2; 
länderspezifische Empfehlung) 

46 . Mit der jüngsten Gesundheitsreform (Gesetz zur 
Stärkung des Wettbewerbs in der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung), deren Umsetzung nahezu abgeschlossen 
ist, wurden die Weichen dafür gestellt, das Gesundheits- 
wesen stärker wettbewerblich auszugestalten und die Qua- 
lität der Versorgung zu verbessern (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 53). Für mehr Effizienz wird unter anderem die Mög- 
lichkeit der Krankenkassen zum Abschluss von Einzelver- 
trägen mit Leistungserbringern und zur Ausschreibung 
von Arznei- und Hilfsmitteln sorgen. Außerdem werden 
mit der Einführung des Gesundheitsfonds die Finanz- 
ströme der Gesetzlichen Krankenversicherung ab 2009 
grundlegend neu geordnet. Zur pauschalen Abgeltung der 
Aufwendungen der Krankenkassen für versicherungs- 
fremde Leistungen fließt dem Gesundheitsfonds ein Zu- 
schuss aus Bundesmitteln zu, der ab 2009 jährlich um 
1,5 Mrd. Euro bis insgesamt 14 Mrd. Euro ansteigt. 

47 . Ab 2009 werden alle Einwohner, die keine ander- 
weitige Absicherung im Krankheitsfall besitzen, einer 
Pflicht zur Versicherung gegen das Krankheitsrisiko un- 
terliegen. Sie werden je nach Zugehörigkeit im System 
der gesetzlichen oder privaten Krankenversicherung ver- 
sichert. Der Zugang ist dabei unabhängig vom individuel- 
len Krankheitsrisiko oder der wirtschaftlichen Situation 
garantiert. 

48 . Mit der 2008 beschlossenen Reform der Pflegever- 
sicherung wird die finanzielle Tragfähigkeit der Pflege 
bis mindestens 2015 sichergestellt. Das Leistungsangebot 
verbessert sich. Dies kommt insbesondere Menschen mit 
erheblichem Betreuungsbedarf und ihren Angehörigen 
zugute (vgl. Tabelle lfd. Nr. 54). Die langfristige Tragfä- 
higkeit der Pflegeversicherung bleibt auch künftig eine 
Herausforderung. 

Nachhaltige Finanzierung der Rentenversicherung 
sichern (Leitlinien 2, 18, 22) 

49 . Mit der stufenweisen Anhebung der Regelalters- 
grenze auf 67 Jahre bis 2029 hat die Bundesregierung ei- 
nen langfristig wirkenden Schritt zur Einhaltung der Ni- 
veausicherungsziele und zur Dämpfung des Anstiegs der 
Beiträge in der gesetzlichen Rentenversicherung getan 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 57). Darüber hinaus ist seit 2001 die 
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Formel zur Anpassung der Renten in mehreren Stufen 
modernisiert worden. Die Formel orientiert sich weiterhin 
an der Entwicklung der Bruttolöhne, berücksichtigt aber 
auch die mit der Einführung einer kapitalgedeckten Al- 
tersvorsorge (Riester-Rente) einhergehenden Vorsor- 
geaufwendungen der Beschäftigten. Sie trägt auch der 
Tatsache der demographiebedingten Änderung des Ver- 
hältnisses von Rentenempfängern zu Beitragszahlern 
Rechnung (Nachhaltigkeitsfaktor). Zugleich wurde das 
Sicherungsniveau in der gesetzlichen Rentenversicherung 
gesetzlich fixiert. Durch gesetzliche Beitragssatzober- 
grenzen soll sichergestellt werden, dass die Beitragszah- 
lerinnen und Beitragszahler auch künftig nicht überfor- 
dert werden. 

Diese Modifikationen der Rentenanpassungsformel wur- 
den an die Schutzklausel gekoppelt, so dass Renten nicht 
aufgrund der Dämpfungsfaktoren sinken können. Nach- 
dem die Schutzklausel bereits bei der Rentenanpassung in 
den ersten Jahren (2005 und 2006) wirksam wurde, hat 
sich gezeigt, dass ihre bisherige Ausgestaltung zu einer 
dauerhaften Zusatzbelastung der Beitragszahler geführt 
hätte. Aus diesem Grund wurde sie fortentwickelt und an- 
gepasst. Ab 2011 werden die seit 2005 unterbliebenen 
Anpassungsdämpfungen realisiert - dies allerdings nur 
dann, wenn die Lohnentwicklung eine Rentensteigerung 
zulässt. Rentensteigerungen werden bis zum Abbau des 
Ausgleichsbedarfs halbiert (vgl. Tabelle lfd. Nr. 58). 

Eigenverantwortung in der Altersvorsorge 
stärken (Leitlinien 2, 18) 

50 . Die Reformpolitik der Bundesregierung zielt darauf 
ab, die Eigenverantwortung der Menschen für ihre Alters- 
vorsorge zu stärken. Zwar wird die gesetzliche Renten- 
versicherung für die Beschäftigten eine wichtige Einnah- 
mequelle im Alter bleiben. Zur Sicherung des 
Lebensstandards im Alter ist eine Ergänzung durch be- 
triebliche und private Altersvorsorge aber unerlässlich. 
Mit dem Eigenheimrentengesetz wird künftig die Einbe- 
ziehung der selbstgenutzten Wohnimmobilie in die Ries- 
ter-Förderung verbessert (vgl. Tabelle lfd. Nr. 60). 

C. Föderalismusreform - Bund-Länder- 
Finanzbeziehungen anpassen 

Bundesstaatliche Ordnung modernisieren 
(Leitlinien 1, 2, 3) 

51 . Nach der 2006 in Kraft getretenen ersten Stufe der 
Föderalismusreform sollen nun mit der anstehenden 
zweiten Stufe die institutionellen Vorraussetzungen für 
langfristig tragfähige Staatsfinanzen verbessert werden. 
Wesentliche Elemente des Reformvorhabens sind die ver- 
fassungsrechtlichen Regeln zur Eindämmung der Staats- 
verschuldung und die Entwicklung eines Frühwarnsys- 
tems gegen das Entstehen von Haushaltsnotlagen. Die 
neue Schuldenregel soll eine über den Konjunkturverlauf 
symmetrische Finanzpolitik und damit den Grundsatz des 
Haushaltsausgleichs im Konjunkturzyklus sichern. Sie 
orientiert sich an den Vorgaben des Europäischen Stabili- 
täts- und Wachstumspaktes. 


Darüber hinaus wird eine Verbesserung der Zusammenar- 
beit der verschiedenen Ebenen und Organisationen im 
föderalen System diskutiert. Geprüft wird auch, in geeig- 
neten Bereichen vermehrt Leistungsvergleiche (Bench- 
marking) der Verwaltungen von Bund und Ländern 
durchzuführen. 

VI. Ökologische Innovation als Wettbewerbs- 
vorteil nutzen - Energieversorgung 
sichern - Klimawandel bekämpfen 

Nachhaltige Energieversorgung und ökoeffiziente 
Technologien (Leitlinie 11) 

52 . Vor dem Hintergrund einer weltweit wachsenden 
Nachfrage nach Energie, knapper werdenden fossilen 
Ressourcen und steigenden Energiepreisen stehen 
Deutschland und Europa vor der Herausforderung, die 
Energieversorgung langfristig zu sichern und gleichzeitig 
den Klimawandel zu bekämpfen. Zur Bekämpfung des 
Klimawandels hat sich die Europäische Union ehrgeizige 
Ziele gesetzt: Bis 2020 sollen die Treibhausgasemissio- 
nen der EU um 30 Prozent gegenüber dem Ausstoß von 
1990 vermindert werden, wenn sich andere Industrielän- 
der zu vergleichbaren Emissionsreduzierungen und die 
wirtschaftlich weiter fortgeschrittenen Entwicklungslän- 
der zu einem ihren Verantwortlichkeiten und jeweiligen 
Fähigkeiten angemessenen Beitrag verpflichten. Unab- 
hängig von den internationalen Verhandlungen verpflich- 
tet sich die EU jetzt schon, ihre Emissionen um mindes- 
tens 20 Prozent bis 2020 zu senken. Den Anteil der 
erneuerbaren Energien am Gesamtenergieverbrauch will 
die EU bis 2020 auf 20 Prozent ausbauen und 20 Prozent 
Energie gegenüber der prognostizierten Entwicklung ein- 
sparen. 

53 . Um für die internationalen Klimaverhandlungen ein 
Zeichen zu setzen, bietet die Bundesregierung als deut- 
schen Beitrag für ein internationales Klimaschutzabkom- 
men nach 2012 an, die Emissionen bis 2020 im Vergleich 
zu 1990 um 40 Prozent zu reduzieren. Dieses Angebot 
steht unter der Voraussetzung, dass die EU im selben 
Zeitraum ihre Emissionen um 30 Prozent gegenüber 1990 
reduziert und andere Staaten vergleichbar ehrgeizige 
Ziele übernehmen. Deutschland ist auf einem guten Weg 
und hat von 1990 bis 2007 seine Treibhausgasemissionen 
um 20,4 Prozent gesenkt. Diesen Erfolg gilt es zu halten 
und bis 2012 auf mindestens 21 Prozent auszubauen. Ein 
wichtiger Baustein zur Sicherung der Energieversorgung 
und Bekämpfung des Klimawandels ist der Ausbau der 
erneuerbaren Energien. Die Bundesregierung hat sich 
deshalb für diesen Bereich ehrgeizige Ziele gesetzt und 
das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) neu gefasst. 

Emissionshandel 

54 . Um einen effizienten Umgang mit knappen Res- 
sourcen zu erreichen, setzt Deutschland auf die Nutzung 
markbasierter Instrumente und darauf, dass die Preise das 
Ausmaß der Nutzung von Umweltgiitem besser wider- 
spiegeln. Durch den Emissionshandel hat der Ausstoß 
von C0 2 einen Preis bekommen. Dabei können die Unter- 
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nehmen entscheiden, ob es für sie günstiger ist, Maßnah- 
men zur Emissionsminderung durchzuführen oder die er- 
forderlichen Emissionszertifikate zu kaufen. 

55 . Allerdings darf die Einführung solcher marktbasier- 
ter Instrumente wie dem Emissionshandel nicht dazu füh- 
ren, dass die Produktion emissionsintensiver Produkte in 
Länder ohne vergleichbare Klimaschutzanstrengungen 
abwandert. Daher achtet die Bundesregierung bei der 
Ausgestaltung der nationalen und europäischen Regelun- 
gen zum Emissionshandel darauf, dass die Wettbewerbs- 
fähigkeit energieintensiver Industrien im europäischen 
und internationalen Kontext gewahrt bleibt. 

A. Energieeffizienz als Schlüssel für 
langfristige Wettbewerbsfähigkeit 

Integriertes Energie- und Klimaprogramm 

56 . Um die ehrgeizigen Klimaziele zu erreichen und 
gleichzeitig die Energieversorgung langfristig zu sichern, 
ist es vor allem notwendig, die Energieeffizienz zu ver- 
bessern. Die Bundesregierung hält deshalb an ihrem Ziel 
fest, die Energieproduktivität in Deutschland bis 2020 ge- 
genüber 1990 zu verdoppeln. 

57 . Das Integrierte Energie- und Klimaprogramm (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. 62) enthält unter anderem Maßnahmen 
zur Steigerung der Energieeffizienz bzw. Energieeinspa- 
rung sowie zur Reduzierung des C0 2 -Ausstoßes. Das In- 
strumentarium reicht von verbesserter Information und 
Aufklärung, Förderung von Forschung und Entwicklung, 
finanzielle Anreize zur Steigerung der Energieeffizienz 
bis hin zum maßvollen Einsatz von Ordnungsrecht. Die 
dadurch sinkenden Energiekosten helfen insbesondere 
Verbrauchern und Unternehmen. 

Energieeinsparung im Gebäudebereich 

58 . Im Rahmen des Integrierten Energie- und Klimapro- 
gramms wird das seit 2001 erfolgreich laufende C0 2 -Ge- 
bäudesanierungsprogramm über 2009 hinaus verstetigt. 
Mit den 2006 und 2007 geförderten umfassenden energe- 
tischen Sanierungen von mehr als 425 000 Wohnungen 
wurden über das Programm rund 1,6 Millionen Tonnen 
C0 2 -Einsparung eingespart, die sich pro Jahr über den 
Nutzungszeitraum von durchschnittlich 30 Jahren erge- 
ben. 2007 wurden weitere Schwerpunkte in der energeti- 
schen Gebäudesanierung auf die kommunalen Infrastruk- 
tureinrichtungen gelegt. Die Förderprogramme wurden 
darüber hinaus 2008 um einen Investitionspakt zwischen 
Bund, Ländern und Kommunen ergänzt. So wird es finanz- 
schwachen Kommunen ermöglicht, langfristig kostenre- 
duzierende Vorhaben der energetischen Gebäudesanierung 
insbesondere an Gebäuden der sozialen Infrastruktur 
durchzuführen. 

59 . Potenziale zur Energieeinsparung im Gebäudebe- 
reich werden auch durch die Novelle der Energieeinspar- 
verordnung und der Heizkostenverordnung sowie die 
Einführung eines Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes 
erschlossen: Die energetischen Anforderungen an Ge- 
bäude - bei Neubauten wie auch im Falle von wesentli- 


chen Änderungen im Gebäudebestand - sollen um durch- 
schnittlich 30 Prozent verschärft und der Anteil der 
erneuerbaren Energien an der Wärmeversorgung bis 2020 
auf 14 Prozent erhöht werden. Die im Integrierten Ener- 
gie- und Klimaprogramm im Gebäudebereich vorgesehe- 
nen Maßnahmen haben insgesamt das Potenzial, bis 2020 
zusätzliche Heizkosteneinsparungen von bis zu 50 Mrd. 
Euro zu generieren. Darüber hinaus führt die vorgesehene 
Verdopplung des Kraft-Wärme-Kopplung-Stromanteils 
auf 25 Prozent bis 2020 zu einer erheblich effizienteren 
Erzeugung von Energie. Auch die Länder richten Förder- 
programme zur Reduktion der C0 2 -Emissionen ein. Die 
Schwerpunkte hegen im Bereich der energetischen Sanie- 
rung von Gebäuden, des Einsatzes emeuerbarer Energien 
zur Wärmeversorgung und der rationellen Energieum- 
wandlung in Kraft-Wärme-Kopplung. 

Energieverbrauchskennzeichnung 
und öffentliche Beschaffung 

60 . Eine transparent gestaltete Energieverbrauchskenn- 
zeichnung von Produkten (z. B. bei Haushaltsgroßgerä- 
ten) unterstützt Verbraucher bei Kaufentscheidungen. Die 
Bundesregierung geht hier mit gutem Beispiel voran und 
hat eine allgemeine Verwaltungsvorschrift erlassen, die 
alle Bundesdienststellen anhält, bei Beschaffungsent- 
scheidungen die Lebenszykluskosten von Produkten und 
Dienstleistungen zu berücksichtigen. Das reduziert den 
Energieverbrauch des Bundes und entlastet den Bundes- 
haushalt. 

B. Energieversorgungssicherheit 

Netzausbau und Neubau von effizienten Kraftwerken 

61 . Höhere Energieeffizienz im Verkehr, bei Heizung 
und Warmwasser sowie in der Stromerzeugung und der 
verstärkte Einsatz emeuerbarer Energien leisten nicht nur 
einen Beitrag zur Bekämpfung des Klimawandels, son- 
dern auch zur Versorgungssicherheit. Um Deutschlands 
Energieversorgung langfristig zu sichern, müssen darüber 
hinaus Netzbetrieb und Netzausbau effizienter gestaltet 
und hocheffiziente konventionelle Kraftwerke neu gebaut 
werden. 

62 . Der Bedarf an neuen und optimierten Netzen ist hoch. 
Ursachen dafür sind der zunehmende grenzüberschrei- 
tende Stromhandel, die Einspeisung des in den Offshore - 
und Onshore-Windenergieanlagen erzeugten Stroms und 
der geplante Anschluss neuer konventioneller Kraftwerke. 
Im Rahmen des Integrierten Energie- und Klimapro- 
gramms hat die Bundesregierung Maßnahmen auf den 
Weg gebracht, um den schnelleren Ausbau und die Verbes- 
serung der Stromübertragungsnetze zu ermöglichen. Diese 
Maßnahmen dienen insbesondere der Beschleunigung der 
Planungs- und Genehmigungsverfahren. 

Biokraftstoffe 

63 . Auch Biokraftstoffe können einen namhaften Bei- 
trag zu einer nachhaltigen Energieversorgung leisten. Im 
Inland kann aber nicht die notwendige Biomasse dafür 
zur Verfügung gestellt werden. Importe werden erforder- 
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lieh bleiben. Der Anteil der Biokraftstoffe ist im Übrigen 
nicht beliebig ausdehnbar. Darüber hinaus steht die Bio- 
kraftstoffproduktion in Nutzungskonkurrenz zur Nah- 
rungsmittelproduktion. Daher ist bei der energetischen 
Verwendung von Biomasse grundsätzlich sicher zu stel- 
len, dass die Erzeugung umweltverträglich erfolgt, Nut- 
zungskonkurrenzen vermieden werden und die Verwen- 
dung ausreichend klima- und energieeffizient ist. 

C. Umweltfreundliche Technologien als 
strategischer Wettbewerbsfaktor 

Marktführerschaft bei Umwelttechnologien 

64 . Der Schutz der natürlichen Ressourcen und die effi- 
ziente und sparsame Verwendung von knappen Rohstof- 
fen sind nicht nur nationale, sondern globale Herausfor- 
derungen. Auf dem Weltmarkt besteht eine wachsende 
Nachfrage nach umweltfreundlichen Technologien und 
innovativen Lösungen. Rahmenbedingungen auf dem 
heimischen Markt können Anreize für die Entwicklung 
ökoeffizienter Technologien setzen. Mit dem Erneuer- 
bare-Energien-Gesetz (EEG) hat Deutschland eine füh- 
rende Stellung im Bereich der erneuerbaren Energien auf- 
bauen können. Die Novelle des EEG und gezielte 
Forschungs- und Fördermaßnahmen schaffen die Voraus- 
setzung, dass Deutschland auch künftig zur technologi- 
schen Spitze gehören kann, die Wettbewerbsfähigkeit der 
emeuerbaren Energien gestärkt wird und die Förderungen 
der einzelnen Technologien an die Marktbedingungen an- 
gepasst wird. Durch das Erneuerbare Energien-Wärme- 
Gesetz und das aufgestockte Marktanreizprogramm wird 
Deutschland künftig das Potential des Erneuerbare-Ener- 
gien-Wärmemarkts noch besser erschließen. 

65 . Der vorgesehene „Nationale Entwicklungsplan Elek- 
trcmobilität“ mit einer Laufzeit von 10 Jahren wird wie 
bereits das Nationale Innovationsprogramm Wasserstoff- 
und Brennstoffzellentechnologie nicht nur dazu beitragen, 
Fortschritte bei der Entwicklung effizienterer Fahrzeuge 
zu machen und C0 2 -Emissionen zu reduzieren. Er redu- 
ziert auch die Abhängigkeit vom Erdöl, stärkt Deutsch- 
lands Wettbewerbsfähigkeit bei diesen Zukunftstechnolo- 
gien und beschleunigt deren Marktentwicklung. 

VII. Arbeitsmarkt auf neue Herausforderungen 
ausrichten - demografischen 
Veränderungen begegnen 

Auf den Erfolgen aufbauen 

66. Der Arbeitsmarkt in Deutschland hat sich schneller 
und deutlicher erholt als in früheren Aufschwungphasen. 
Dazu haben die Reformen am Arbeitsmarkt (unter ande- 
rem Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeits- 
markt, Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt, SGB II- 
Fortentwicklungsgesetz) beigetragen. Anders als in der 
Vergangenheit kommt die neu gewonnene Flexibilität und 
Dynamik nun zunehmend auch jenen Gruppen zugute, die 
mit besonderen Schwierigkeiten am Arbeitsmarkt kon- 
frontiert sind - den Älteren, Langzeitarbeitslosen, Perso- 
nen mit Migrationshintergrund und Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern mit einfachen Qualifikationen. Die 


Langzeitarbeitslosenquote (Eurostat) ist in Deutschland 
von 5,7 Prozent im Jahr 2005 über 5,5 Prozent im Jahr 
2006 auf 4,7 Prozent im Jahr 2007 gefallen. Der Rückgang 
um 0,8 Prozentpunkte zwischen den letzten beiden Jahren 
ist der stärkste Rückgang im EU 1 5- Vergleich. 

Strukturelle Arbeitslosigkeit weiter senken (Länder- 
spezifische Empfehlung) - Flexicurity in Deutschland 

67 . Um die strukturelle Arbeitslosigkeit weiter zu sen- 
ken, greifen die Reformen am Arbeitsmarkt verschiedene 
Elemente von Flexicurity auf. Die Maßnahmen dienen 
der notwendigen Flexibilität am Arbeitsmarkt und einer 
schnelleren Integration in das Arbeitsleben und fördern 
gleichzeitig die Beschäftigungssicherheit und die soziale 
Absicherung. So zielt die deutsche Arbeitsmarktpolitik 
unter anderem darauf ab, den strukturellen Wandel sozial 
zu flankieren. Leistungsbezug bzw. die Hilfebedürftigkeit 
der Erwerbsfähigen sollen möglichst zügig und nachhal- 
tig beseitigt oder zumindest verringert werden. Einerseits 
können den Arbeitsuchenden individuelle Unterstützungs- 
angebote unterbreitet werden. Andererseits können er- 
werbsfähige Leistungsbezieher verpflichtet werden, daran 
aktiv mitzuwirken und alle zumutbaren Anstrengungen 
zu unternehmen, ihren Lebensunterhalt und den der mit 
ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen 
aus eigenen Mitteln zu bestreiten. Die Übergänge zwi- 
schen verschiedenen Beschäftigungen werden unterstützt. 

Offene Stellen sollen schnell und passgenau besetzt wer- 
den, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sollen ihre 
Beschäftigungsfähigkeit erhalten bzw. ausbauen. Die För- 
derung von Aus- und Weiterbildung leistet dazu einen 
maßgeblichen Beitrag. 2007 sind rund 340 000 Teilneh- 
mer neu in eine geförderte Weiterbildung eingetreten und 
damit rund 37 Prozent mehr als 2006 (250 000 Eintritte) 
und 150 Prozent mehr als noch im Jahr 2005 (132 000 
Eintritte). Für 2008 wird eine weitere Steigerung erwar- 
tet. Um die Eingliederung von Geringqualifizierten ziel- 
gerecht zu unterstützen wird mit dem Sonderprogramm 
der Bundesagentur für Arbeit für ältere und geringqualifi- 
zierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (WeGebAU) 
vor allem das Nachholen eines Berufsabschlusses verstärkt 
gefördert. Zudem werden durch die Einführung eines be- 
sonderen Zuschusses an Arbeitgeber zusätzliche Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten für langzeitarbeitslose Menschen mit 
besonderen Vermittlungshemmnissen geschaffen, die 
auch unter Einsatz aller anderen Eingliederungsinstru- 
mente auf absehbare Zeit nicht in den allgemeinen Ar- 
beitsmarkt integriert werden können. 

Arbeitsrecht und soziale Sicherung 

68. Wesentlicher Bestandteil des deutschen Flexicurity- 
Modells ist das Arbeitsrecht. Gesetzliche arbeitsrechtli- 
che Regelungen beschränken sich regelmäßig auf die 
Festlegung von Mindestnormen. Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer sowie Tarifvertragsparteien und Betriebspartner 
haben im Rahmen der gesetzlichen Regelungen einen er- 
heblichen Spielraum zur Gestaltung solcher Arbeitsbe- 
dingungen, die eine flexible Arbeitsorganisation und die 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen unter wechseln- 
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den Bedingungen sichern und zugleich den sozialen 
Schutz der Arbeitnehmer gewährleisten. 

69 . Auch die sozialen Sicherungssysteme haben eine 
wichtige Rolle bei der Umsetzung von Flexicurity. Das 
deutsche Sozialrecht bietet nicht nur Einkommenssicher- 
heit auf hohem Niveau, sondern es enthält auch zentrale 
Elemente zur Sicherstellung von Flexibilität - vor allem 
in den Bereichen Vereinbarkeit von Familie und Beruf so- 
wie flexible Arbeitsorganisation. Beispiele sind: Mini- 
Jobs, Gleitzone, Kindererziehungszeiten in der Renten- 
versicherung, Flexibilisierung der Arbeitszeit durch Wert- 
guthaben. 

Von Herbst 2006 bis Mitte 2007 hat die Koalitionsarbeits- 
gruppe Arbeitsmarkt überprüft, wie durch eine Neuord- 
nung des Niedriglohnbereichs eine sowohl arbeitsmarkt- 
politisch zielführende als auch fiskalisch tragfähige 
Gesamtlösung gefunden werden kann. Die Bundesregie- 
rung hat die bestehenden Instrumente Wohngeld und Kin- 
derzuschlag weiterentwickelt und damit Familien mit 
niedrigen Erwerbseinkommen noch gezielter unterstützt. 

Arbeitsbedingungen verbessern 

70 . Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, an- 
gemessene Mindestarbeitsbedingungen für deutsche und 
ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sicher- 
zustellen. Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) und 
das Mindestarbeitsbedingungengesetz werden deshalb 
weiterentwickelt, so dass für weitere Branchen Mindest- 
löhne festgelegt werden können. Auf diese Weise garan- 
tiert das AEntG sowohl dauerhaft in Deutschland be- 
schäftigten als auch vorübergehend aus dem Ausland 
entsandten Arbeitnehmern die in Deutschland zwingend 
festgelegten Mindestlöhne. 

A. Arbeitsvermittlung weiter verbessern 

Arbeitsmarktpolitische Instrumente neu ausrichten 

71 . Der nachhaltige Abbau der Arbeitslosigkeit bleibt 
weiterhin eine zentrale Aufgabe der Bundesregierung. Die 
Bundesregierung beabsichtigt deshalb, noch in diesem 
Jahr die aktive Arbeitsmarktpolitik neu auszurichten und 
wird dazu einen Gesetzentwurf vorlegen (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 67). Das Instrumentarium der Arbeitsmarktpolitik 
wird unter Nutzung der Ergebnisse der wissenschaftlichen 
Evaluation weiterentwickelt und gestrafft. Arbeitsuchende 
Menschen sollen schneller in den Arbeitsmarkt integriert 
werden. 

Präventiven Ansatz stärken (Leitlinie 19) 

72 . Mit der Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente sollen insbesondere die präventiven Ele- 
mente in der Arbeitsforderung gestärkt werden, um für 
Personen mit Vermittlungshemmnissen das Risiko von 
Langzeitarbeitslosigkeit zu vermindern. Für eine zielge- 
richtete und wirksame Vermittlung sollen die Agenturen 
für Arbeit unverzüglich, nachdem sich ein Erwerbstätiger 
arbeitsuchend gemeldet hat, den konkreten Handlungsbe- 
darf in einer Eingliederungsvereinbarung festlegen. Bis- 


her war dies erst nach Eintritt der Arbeitslosigkeit der 
Fall. 

Arbeitsverwaltung modernisieren 
und anpassen (Leitlinie 20) 

73 . Die Arbeitsverwaltung wurde in den letzen Jahren 
neu organisiert. Im Mittelpunkt steht das Kundenzentrum 
der Agenturen für Arbeit, in dem wichtige administrative 
Aufgaben von der Vermittlung in andere Bereiche verla- 
gert wurden. Es soll durch verschiedene Maßnahmen (Ter- 
minierung und Auslagerung von Standardaktivitäten an 
Empfang, Eingangszone, Service Center sowie Nutzung 
des virtuellen Arbeitsmarktes) sichergestellt werden, dass 
die Vermittlungsfachkräfte mindestens 60 Prozent ihrer 
Arbeitszeit für Vermittlungsgespräche nutzen. Ein Termin 
für eine Erstberatung soll innerhalb von 10 Arbeitstagen 
angeboten werden. Die Kundenzufriedenheit ist durch die 
Einführung des neuen Kundenzentrums spürbar gestiegen. 

74 . Durch die 2005 erfolgte Zusammenführung von Ar- 
beitslosen- und Sozialhilfe zur „Grundsicherung für Ar- 
beitsuchende“ kam es bei der Arbeitsverwaltung und den 
Kommunen überwiegend zu einer Neuorganisation und 
Bildung von Arbeitsgemeinschaften. Die gemeinsame 
Form der Verwaltungsorganisation wurde jedoch vom 
Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt 
und ist nur noch bis Ende 2010 zulässig. Die Bundesre- 
gierung erarbeitet derzeit gemeinsam mit den Ländern, 
den kommunalen Spitzenverbänden und der Bundesagen- 
tur für Arbeit eine Neuregelung. Für die Empfänger der 
Grundsicherung soll es möglichst wenige Änderungen 
hinsichtlich ihrer Betreuung geben. 

B. Beschäftigungspotenziale nutzen 

Integrative Arbeitsmarktpolitik (Leitlinien 18, 19) 

75 . Auch vor dem Hintergrund des demographischen 
Wandels ist es zentrales Anliegen der Bundesregierung, 
das inländischen Beschäftigungspotenzial möglichst um- 
fassend zu nutzen. Dazu gehört es, allen Menschen, die 
einer Erwerbstätigkeit nachgehen wollen, am Arbeits- 
markt Chancen zu eröffnen, insbesondere auch denjeni- 
gen, die Probleme beim (Wieder-)Einstieg in den Arbeits- 
markt haben. 

Integration von Jugendlichen in den Arbeitsmarkt 

76 . Die Bundesregierung wird ihr Engagement zur Be- 
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit konsequent fortset- 
zen. Die Dauer der Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen soll 
weiter verkürzt werden. Aufgrund der bisherigen An- 
strengungen ging die Jugendarbeitslosigkeit seit ihrem 
Höchststand im Februar 2005 deutlich zurück und war 
2007 auf dem niedrigsten Stand seit der Wiedervereini- 
gung. Die durchschnittliche Dauer lag bei 3,8 Monaten. 
Eine Vielzahl junger Menschen konnte durch eine berufs- 
vorbereitende Bildungsmaßnahme oder eine Einstiegsqua- 
lifizierung eine Berufsausbildung beginnen. Die Einstiegs- 
qualifizierung hat sich als Sprungbrett in eine betriebliche 
Berufsausbildung erwiesen. Sie wurde 2007 in das Ar- 
beitsförderungsrecht und in das Recht der Grundsiche- 
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rung für Arbeitsuchende als Regelleistung übernommen 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. ). 

Beschäftigungschancen älterer Menschen verbessern 

77. Wichtige Maßnahmen zur Verbesserung der Be- 
schäftigungschancen älterer Menschen wurden im „Ge- 
setz zur Verbesserung der Beschäftigungschancen älterer 
Menschen“ umgesetzt (vgl. Tabelle lfd. Nr. 72). Es trägt 
beispielsweise dazu bei, die berufliche Weiterbildung Äl- 
terer gezielt zu fördern. Damit setzt es ein deutliches Si- 
gnal in Richtung lebenslanges Lernen. Darüber hinaus 
wurden der Eingliederungszuschuss für Unternehmen, die 
Ältere einstellen, weiter entwickelt und ein Kombilohn 
für ältere Beschäftigte eingeführt. Die Einstellungschan- 
cen älterer Arbeitnehmer wurden mit der erleichterten Be- 
fristung von Arbeitsverträgen verbessert. 

78. Gleichzeitig unterstützen 62 regionale Beschäfti- 
gungspakte ältere Langzeitarbeitslose im Rahmen des 
Bundesprogramms „Perspektive 50plus - Beschäfti- 
gungspakte für Ältere in den Regionen“ intensiv bei der 
Wiedereingliederung in den ersten Arbeitsmarkt, ln der 
zweiten Programmphase 2008 bis 2010 sollen bis zu 
200 000 ältere Langzeitarbeitslose aktiviert und davon bis 
zu 50 000 wieder in den ersten Arbeitsmarkt integriert 
werden. 

79. Die eingeleiteten Maßnahmen und die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung zeigen Wirkung. So lag die Er- 
werbstätigenquote der über 55-Jährigen in Deutschland 
im vierten Quartal 2007 bei 52,5 Prozent und im Jahres- 
durchschnitt 2007 bei 51,5 Prozent. Sie hat damit bereits 
jetzt die Zielquote von 50 Prozent überschritten. Bis 2010 
will Deutschland eine Erwerbsbeteiligung Älterer in der 
Altersgruppe der 55- bis unter 65-Jährigen von 55 Pro- 
zent erreichen. 

Beschäftigungschancen schwerbehinderter 
Menschen verbessern 

80. Vom Aufschwung am Arbeitsmarkt profitieren zu- 
nehmend auch schwerbehinderte Menschen. Ende Juni 
2008 waren über 21 000 schwerbehinderte Menschen we- 
niger arbeitslos als noch ein Jahr zuvor. Dies entspricht 
einem Rückgang von rund 13 Prozent. Die Bundesregie- 
rung unterstützt diese Entwicklung, unter anderem durch 
das Projekt „Job4000“, durch das Arbeitgeber, die einen 
besonders betroffenen schwerbehinderten Menschen ein- 
stellen oder einen zusätzlichen Ausbildungsplatz für ei- 
nen schwerbehinderten Jugendlichen schaffen, finanzielle 
Unterstützung erhalten. 

Beschäftigungschancen von Frauen verbessern 

81. Die Frauenerwerbstätigenquote in Deutschland ist 
von 58,7 Prozent (2001) auf 64,0 Prozent (2007) angestie- 
gen (Männer 74,7 Prozent). Damit übertrifft Deutschland 
die Zielvorgabe der Lissabon-Strategie (mindestens 
60 Prozent bis 20 1 0) schon heute und liegt im Vergleich zu 
anderen Mitgliedstaaten der EU im oberen Mittelfeld. 
Frauen erreichen heute im Durchschnitt höhere und bes- 
sere formale Bildungsabschlüsse als Männer. Die für 


Frauen gleichwohl noch bestehenden Nachteile im beruf- 
lichen Werdegang und die geschlechtsspezifischen Ent- 
geltunterschiede sollen weiter verringert werden. So sollen 
im Rahmen des von der Bundesregierung angekündigten 
gleichstellungspolitischen Aktionsprogramms „Perspek- 
tive Wiedereinstieg“ auf breiter Ebene gezielt Maßnahmen 
zur Unterstützung für einen erfolgreichen beruflichen 
Wiedereinstieg von Frauen nach längerer familienbeding- 
ter Erwerbsunterbrechung angeboten werden. 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

82. Eine der wesentlichen Voraussetzungen, das Poten- 
zial an gut ausgebildeten und hoch qualifizierten Frauen 
gesamtwirtschaftlich und gesellschaftlich noch besser 
und nachhaltig zu nutzen, sind Rahmenbedingungen, die 
es Frauen und Männern ermöglichen, Beruf und Familie 
miteinander zu vereinbaren. Wichtigste Bausteine sind 
hier der Ausbau der Kindertagesbetreuung (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 1) und die Schaffung einer familienfreundlichen 
Arbeitswelt mit flexiblen Arbeitszeiten und -formen. Mit 
dem Unternehmensprogramm „Erfolgsfaktor Familie“ 
hat die Bundesregierung in enger Kooperation mit den 
Spitzenverbänden der deutschen Wirtschaft und den Ge- 
werkschaften eine zentrale Plattform zur Förderung einer 
familienbewussten Personalpolitik in den Unternehmen 
geschaffen (vgl. Tabelle Nr. 70). Der gesetzlich vorgese- 
hene Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung der Eltern bei 
der Betreuung ihrer Kleinkinder während der Elternzeit 
sowie danach durch das Teilzeit- und Befristungsgesetz in 
Unternehmen mit mehr als 15 Beschäftigten tragen eben- 
falls zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
bei. 

Einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der Vereinbar- 
keit von Familie und Beruf leistet auch das am 1. Juli 
2008 in Kraft tretende Pflegezeitgesetz (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 77). Danach können Beschäftigte zur Pflege von Fa- 
milienangehörigen eine berufliche Auszeit in Anspruch 
nehmen. 

Integration von Personen mit Migrationshintergrund 
in den Arbeitsmarkt (Leitlinie 20) 

83. Die Bundesregierung hat mit ihrem Aktionspro- 
gramm „Beitrag der Arbeitsmigration zur Sicherung der 
Fachkräftebasis in Deutschland“ ein Konzept verab- 
schiedet, das die arbeitsmarktgerechte Zuwanderung von 
hochqualifizierten Fachkräften beinhaltet. Dieses Konzept 
trägt den Interessen Deutschlands auch in der nächsten De- 
kade Rechnung. Darüber hinaus ist mit dem Aktionspro- 
gramm auch der Aufbau eines systematischen Monitoring- 
systems zur Ermittlung des Fachkräftebedarfs verabredet 
worden. 

84. Im Rahmen des Nationalen Integrationsplans haben 
Bund, Länder und Kommunen bereits 2007 umfangreiche 
Maßnahmen zur Förderung der beruflichen Integration 
initiiert. So können Ausländerinnen und Ausländer mit 
einer Aufenthaltsperspektive nicht nur an allen allgemei- 
nen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, sondern auch 
an berufsbezogenen Sprachkursen teilnehmen. Die be- 
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rufsbezogene Sprachförderung nach dem Europäischen 
Sozialfonds wird in der neuen Förderperiode 2007 bis 
2013 verstärkt mit Elementen der beruflichen Qualifizie- 


rung verbunden. Schwerpunkt der Integrationsforderung 
ist zudem die Bekämpfung der Integrationsdefizite inner- 
halb der zweiten und dritten Generation. 


Teil 2: 

Fortschritte seit September 2007 

I. Länderspezifische Empfehlungen und Themen, die besondere Aufmerksamkeit genießen 

sollen (Points to watch), aus der Stellungnahme des Rates für Deutschland und ausgewählte 
Maßnahmen von Bund und Ländern 


Länderspezifische Empfehlungen 

Ausgewählte Maßnahmen 

1. Verbesserung des Wettbewerbsrahmens bei Dienstleistungen 

1.1 durch weitere Lockerung der restrikti- 
ven Vorschriften für reglementierte Ge- 
werbe und Berufe 

- Modernisierung des Rechtsberatungsgesetzes (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 28) 

- Gesetz zur Neuregelung des Schomsteinfegerwesens (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 29) 

- Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie (vgl. Tabelle lfd. Nr. 30) 

- Umsetzung der Richtlinie zur Anerkennung von beruflichen Qualifi- 
kationen in das Handwerksrecht (vgl. Tabelle lfd. Nr. 31) 

1.2 durch Verbesserung der Verfahren zur 
Vergabe öffentlicher Aufträge 

- Vereinfachung und Modernisierung des Vergaberechts (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 24) 

1.3 durch wirksame Regulierung des Bitstrom- 
Zugangs auf der Vorleistungsebene 

- Festlegung eines Standardangebots und Entscheidung über die be- 
treffenden Entgelte durch die Bundesnetzagentur (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 26) 

2. Vorgehen gegen die strukturelle Arbeitslosigkeit 

2.1 durch einen verbesserten Zugang zu 
Qualifizierungsmaßnahmen 

- Verstärkte Förderung von beschäftigten Geringqualifizierten und Äl- 
teren insbesondere in KMU (vgl. Tabelle lfd. Nr. 73) 

2.2 durch weitere Reformen des Steuer- und 
Sozialleistungssystems 

- Senkung des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung auf 3,3 Pro- 
zent (vgl. Tabelle lfd. Nr. 56) 

2.3 durch eine effizientere Gestaltung der Ar- 
beitsvermittlungsdienste für langzeitar- 
beitslose Arbeitslosengeld-II-Empfänger 

- Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente (vgl. Ta- 
belle lfd. Nr. 67) 

Points to watch 

Ausgewählte Maßnahmen 

3. Sicherung der langfristigen Tragfähig- 
keit der öffentlichen Finanzen durch 
striktes Festhalten an der bisherigen 
Konsolidierung, auch im Rahmen der 
derzeitigen Reformüberlegungen zu den 
Finanzstrukturen innerhalb des födera- 
len Systems und durch genaue Beob- 
achtung der Auswirkungen der Gesund- 
heitsreform mit dem Ziel, das 
Ausgabenwachstum zu drosseln und die 
Effizienz der Gesundheitsversorgung zu 
erhöhen 

- Fortsetzung der Haushaltskonsolidierung (vgl. Tabelle lfd. Nr. 51) 

- Vorbereitung der Föderalismusreform II mit einer Schuldenbegren- 
zungsregel (vgl. Tabelle lfd. Nr. 52) 

- Gesetz zur Stärkung des Wettbewerbs in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung (vgl. Tabelle lfd. Nr. 53); hinsichtlich zahlreicher Maß- 
nahmen wurde die Verpflichtung der Selbstverwaltung zur Evalua- 
tion bzw. die Berichterstattung über die Auswirkungen gesetzlich 
festgehalten 
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4. Verbesserung des Rahmens für Wettbe- 
werb im Schienenverkehr und weitere 
Verbesserung des Wettbewerbsrahmens 
bei den Gas- und Stromnetzen 

- Fortführung der Eisenbahnstrukturreform durch Beteiligung priva- 
ten Kapitals an der Deutschen Bahn AG (vgl. Tabelle lfd. Nr. 27) 

- Befristete Verschärfung der kartellrechtlichen Missbrauchsaufsicht 
über marktbeherrschende Strom- und Gasanbieter (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 19) 

- Anreizregulierungsverordnung (vgl. Tabelle lfd. Nr. 21) 

5. Fortsetzung der Einrichtung zentraler 
Anlaufstellen für Existenzgründer und 
Verkürzung der Existenzgründungsver- 
fahren 

- Reform des GmbH-Gesetzes zur Erleichterung und Beschleunigung 
bei GmbH-Griindungen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 43) 

- Maßnahmen zur Verfahrensbeschleunigung (Verfahrensmanager, 
Genehmigung aus einer Hand, One-Stop-Agencies) auf Länder- 
ebene (vgl. Tabelle lfd. Nr. 34) 

6. Förderung der beruflichen Weiterbil- 
dung im Rahmen der geplanten Maß- 
nahmen im Bereich des lebenslangen 
Lernens 

- Gesetz zur Verbesserung der Beschäftigungschancen älterer Men- 
schen mit Stärkung der Weiterbildung für ältere Menschen (vgl. Ta- 
belle lfd. Nr. 72) 

Empfehlungen für die Länder 
des Euro-Raums 

Ausgewählte Maßnahmen 

1. Fortführung der Haushaltskonsolidie- 
rung entsprechend den jeweiligen mit- 
telfristigen Zielen gemäß dem Stabili- 
täts- und Wachstumspakt, wobei als 
Eckpunkt eine jährliche strukturelle An- 
passung von mindestens 0,5 Prozent des 
BIP gilt 

- Fortsetzung der Haushaltskonsolidierung (vgl. Tabelle lfd. Nr. 51) 

2. Verbesserung der Qualität der öffentli- 
chen Finanzen durch Überprüfung der 
öffentlichen Ausgaben und der Steuer- 
politik sowie durch Modernisierung der 
öffentlichen Verwaltung zwecks Steige- 
rung von Produktivität und Innovation 

- Unternehmenssteuerreform (vgl. Tabelle lfd. Nr. 38) 

- Vorbereitung der Föderalismusreform 11 mit einer Schuldenbegren- 
zungsregel (vgl. Tabelle lfd. Nr. 52) 

3. Wirksame Maßnahmen zur Stärkung 
des Wettbewerbs, insbesondere bei 
Dienstleistungen, und Intensivierung der 
Maßnahmen zur Förderung der vollstän- 
digen Integration der Finanzmärkte und 
des Wettbewerbs bei Finanzdienstleis- 
tungen für Privatkunden bei gleichzeiti- 
ger Stärkung der Stabilitätsregeln und 
der Konvergenz auf dem Gebiet der 
Aufsicht 

- Modernisierung des Rechtsberatungsgesetzes (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 28) 

- Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie (vgl. Tabelle lfd. Nr. 30) 

- Umsetzung der Richtlinie zur Anerkennung von beruflichen Qualifi- 
kationen in das Handwerksrecht (vgl. Tabelle lfd. Nr. 31) 

- Gesetz zur Umsetzung der Beteiligungsrichtlinie (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 35) 

- Gesetz zur Änderung des Investmentgesetzes (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 36) zur Verbesserung der Wettbewerbsbedingungen am deut- 
schen Fondsmarkt 

- Gesetz zur Modernisierung der Rahmenbedingungen für Kapitalbe- 
teiligungen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 40) 
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4. Steigerung von Flexibilität und Sicher- 
heit auf den Arbeitsmärkten, unter 
anderem durch die Umsetzung der 
Flexicurity-Grundsätze, die auf die spe- 
zifischen Umstände eines jeden Mit- 
gliedstaats zugeschnitten und uneinge- 
schränkt mit soliden und langfristig 
tragfähigen öffentlichen Finanzen ver- 
einbar sein müssen, durch eine bessere 
Abstimmung der Lohn- und der Pro- 
duktivitätsentwicklung zur Förderung 
von Wirtschaftswachstum und Beschäf- 
tigung sowie durch Maßnahmen zur 
Förderung der Arbeitskräftemobilität über 
Länder- und Berufsgrenzen hinweg 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpoliti- 
schen Instrumente (vgl. Tabelle lfd. Nr. 67) 

Leistungen zur Beschäftigungsförderung im Rahmen des SGB II für 
Langzeitarbeitslose mit Vermittlungshemmnissen (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 68) 
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II. Tabelle: Maßnahmen und deren Stand der Umsetzung 2007 bis 2008 im Rahmen des 
Nationalen Reformprogramms 

Anmerkungen: 

- Maßnahmen der Länder werden nur exemplarisch und zusammenfassend dargestellt. 

- Zur Kennzeichnung des Status der jeweiligen Maßnahme werden für den Stand der Entscheidung folgende Katego- 
rien verwendet, die dem europäischen Rahmen folgen: 

1 = Maßnahme durch die Bundesregierung angekündigt; 

2 = öffentliche Anhörung; 

3 = Maßnahme entscheidungsreif, d. h. insbesondere bei Parlamentsvorlagen liegt ein Kabinettsbeschluss vor; 

4 = Maßnahme angenommen oder 

5 = keine der vorgenannten Kategorien ist anwendbar. 

- Für den Stand der Umsetzung der Maßnahme werden folgende Kategorien verwendet, die dem europäischen Rah- 
men folgen: 

1 = Umsetzung hat noch nicht begonnen; 

2 = Umsetzung hat begonnen; 

3 = voll umgesetzt; 

4 = Umsetzung abgebrochen oder 

5 = keine der vorgenannten Kategorien ist anwendbar. 
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